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Wie lange will Bonn sich noch vor die Blutrichter stellen?
Interview des ADN mit dem Generalstaatsanwalt der DDR, Dr. Ernst Melsheimer

Frage: Herr Generalstaatsanwalt, Sie haben durch 
zwei Beauftragte dem Generalbundesanwalt in Karls­
ruhe und dem Justizminister von Baden-Württemberg 
am 29. Februar und 1. März 1960 Beweisdokumente 
über die Verbrechen früherer Kriegs- und Sonder­
richter des Hitler-Regimes, die heute wieder in West­
deutschland amtieren, überbringen lassen. Ist damit 
den verantwortlichen Stellen in Westdeutschland zum 
ersten Mal derartiges Beweismaterial zugänglich ge­
macht worden?

Antwort: Keineswegs. Seit mehr als vier Jahren 
wurden der breitesten Öffentlichkeit vom Ausschuß 
für Deutsche Einheit der DDR ständig erweiterte 
Dokumentationen über die in Westdeutschland wieder 
amtierenden Richter und Staatsanwälte unterbreitet, 
die durch ihre frühere Tätigkeit an faschistischen 
Kriegs- und Sondergerichten aufs schwerste belastet 
sind. Diese Dokumentationen wurden u. a. dem Bundes­
justizminister, den Justizministerien aller westdeut­
schen Länder sowie allen Fraktionen des Bundestages 
übermittelt mit dem Angebot, die im Besitz der DDR 
befindlichen Originaldokumente einzusehen und aus­
zuwerten.

Frage: Sind solche belastenden Dokumente nicht 
auch in Westdeutschland aufgefunden worden, wo es 
doch ebenfalls faschistische Kriegs- und Sondergerichte 
gegeben hat?

Antwort: Die Frage ist sehr berechtigt. In der Tat 
lagert auch in den westdeutschen Archiven umfang­
reiches Dokumentenmaterial der Sonder- und Kriegs­
gerichte des Hitler-Regimes, insbesondere in dem 
Document Center, das im Besitz der USA-Behörden ist. 
Vertreter der westdeutschen Justizbehörden haben in 
letzter Zeit mehrfach erklärt, bei der Wiedereinstellung 
ehemaliger Sonderrichter sei alles vorliegende Material 
sorgfältig geprüft worden. Kennzeichnend ist, daß die 
westdeutschen Stellen im Gegensatz zu den Organen 
der DDR jedoch kein belastendes Material zutage 
gefördert haben.

Frage: Haben die westdeutschen Stellen bisher von 
den Angeboten der DDR Gebrauch gemacht, die hier 
befindlichen Materialien einzusehen?

Antwort: Lediglich in einem Falle ließ das Justiz­
ministerium des Landes Hessen vor zwei Jahren durch 
einen Bevollmächtigten die den ehemaligen Kriegs­
richter Schweinsberger belastenden Dokumente beim 
Ausschuß für Deutsche Einheit einsehen und Foto­
kopien anfertigen.

Frage: Haben Sie selbst, Herr Generalstaatsanwalt, 
nicht auch ein entsprechendes Angebot den zustän­
digen Justizverwaltungen in Westdeutschland unter­
breitet?

Antwort: Ende vergangenen Jahres haben die Justiz­
minister der westdeutschen Länder auf Grund der 
wachsenden Empörung in der deutschen und inter­
nationalen Öffentlichkeit verlauten lassen, daß sie 
gegen die belasteten NS-Richter Vorgehen würden, 
wenn durch den Generalstaatsanwalt der DDR entspre­
chendes Beweismaterial zu erhalten sei. Das wurde 
durch Äußerungen des Baden-Württembergischen 
Justizministers, Dr. Haussmann, bekannt. Ich habe 
mich daraufhin an alle Justizminister gewandt und 
ihnen angeboten, das hier vorliegende umfangreiche 
Beweismaterial einzusehen und Beweisdokumente ent­
gegenzunehmen.

Frage: Wie verhält es sich mit den Meldungen, die 
in großer Zahl in der westdeutschen Presse erschienen, 
daß Sie nicht bereit seien, das Material zur Verfügung 
zu stellen?

Antwort: Die Meldungen entbehren jeglicher Grund­
lage. Meine Schreiben an die Landesjustizminister 
blieben sämtlich unbeantwortet. Statt dessen haben 
einige nachgeordnete Staatsanwälte einzelne Mate­
rialien, zum Teil ohne Aktenzeichen und Namens­
nennung, angefordert. Diese Schreiben waren kaum 
abgesandt, als in der westdeutschen Presse diese 
Meldungen erschienen, die Oberste Staatsanwaltschaft 
der DDR halte die Materialien zurück und weigere 
sich, sie zur Verfügung zu stellen. Es handelte sich 
offensichtlich um zentralgesteuerte Zweckmeldungen. 
Jahrelang haben die zuständigen westdeutschen 
Stellen die Angebote der DDR ignoriert, und jetzt, da 
der Druck der Öffentlichkeit zu stark wurde, soll die 
Schuld bei den Organen der DDR liegen, weil sie nicht 
binnen einer Woche bestimmte Materialien übersandt 
haben.

Frage: Trifft es zu, daß auf die Schreiben der 
einzelnen Staatsanwaltschaften seitens der Obersten 
Staatsanwaltschaft der DDR nicht reagiert wird?

Antwort: Obwohl zwischen beiden deutschen Staaten 
kein Rechtshilfeabkommen besteht, habe ich veranlaßt, 
daß auch in solchen Einzelfällen die Unterlagen an die 
betreffenden Staatsanwaltschaften übersandt werden. 
Zum Beispiel sind dem Generalstaatsanwalt in Bam­
berg vier Fotokopien von Todesurteilen faschistischer 
Sondergerichte übermittelt worden, die von in Bayern 
wieder amtierenden Richtern gefällt wurden.

Frage: Welche Gründe haben Sie bewogen, darüber 
hinaus zwei Beauftragte zum Generalbundesanwalt 
und zum Justizminister des Landes Baden-Württem- 
berg zu entsenden?

Antwort: Mir ging es darum, unter Hintanstellung 
aller Formfragen so schnell und wirksam wie möglich 
den zuständigen Stellen in Westdeutschland die 
Beweisdokumente in die Hand zu geben, damit endlich 
die westdeutsche Justiz von den 1000 Blutrichtem 
Hitlers gesäubert wird, die schon einmal an den bar­
barischsten Terrorakten maßgeblich beteiligt waren. 
Das Ziel war, auf die volle Verantwortung der leiten­
den Justizbehörden der Bundesrepublik bzw. der west­
deutschen Länder für die Entfernung der wieder 
amtierenden Blutrichter hinzuweisen und die Trag­
weite dieser Verantwortung durch die übergebenen 
Dokumente zu unterstreichen. Ich habe mein Angebot 
wiederholen lassen, alle hier befindlichen Original­
dokumente einzusehen.

Ich möchte mit allem Nachdruck betonen, daß die 
zuständigen Stellen in Westdeutschland dieser Ver­
antwortung nicht dadurch entledigt sind, daß einige 
nachgeordnete Staatsanwälte in einzelnen Fällen Er­
mittlungsverfahren eingeleitet haben.

Es handelt sich hierbei nicht nur um Einzelfälle. Es 
geht um die Gewährleistung einer von demokratischen 
Grundsätzen getragenen Rechtsprechung. Wie die zu­
nehmenden faschistischen Umtriebe in Westdeutsch­
land und die wachsende Zahl der politischen Prozesse 
gegen Demokraten und Friedensanhänger erkennen 
lassen, weist die gegenwärtige Entwicklung in West­
deutschland offenkundig Parallelen mit dem Miß­
brauch der Justiz unter der Nazidiktatur auf. Die Ent-
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